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Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament 

Legislative Entschließung mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
zu dem Vorschlag der Kommission an den Rat für eine Entscheidung über die 
Annahme eines gemeinschaftlichen Aktionsprogramms zur beruflichen Aus- und 
Fortbildung der für indirekte Steuern zuständigen Beamten (Matthäus-Tax) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

— in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat [KOM 

(92) 0550 — SYN 4461 1 ), 

— vom Rat gemäß Artikel 100 a des EWG-Vertrags konsultiert 

(C3-0028/93), 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft, Wäh-
rung und Industriepolitik sowie der Stellungnahmen des Haus-
haltsausschusses und des Ausschusses für soziale Angelegen-

heiten, Beschäftigung und Arbeitsumwelt (A3-0160/93) 

1. billigt den Vorschlag der Kommission vorbehaltlich der von 
ihm angenommenen Änderungen entsprechend dem dies-

bezüglichen Abstimmungsergebnis; 

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 149 

Absatz 3 des EWG-Vertrags entsprechend zu ändern; 

3. fordert den Rat auf, die Änderungen des Parlaments in seinen 
gemäß Artikel 149 Absatz 2 Buchstabe a des EWG-Vertrags 

festzulegenden Gemeinsamen Standpunkt zu übernehmen; 

4. beauftragt seinen Präsidenten, diese Stellungnahme dem Rat, 
der Kommission und den Parlamenten der Mitgliedstaaten zu 

übermitteln. 

Enrico Vinci 
Generalsekretär 

Nicolas Estgen 
Vizepräsident 

1 ) ABl. Nr. C 15 vom 21. Januar 1993, S. 4. 

Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments — 19259 — vom 14. Juni 1993. 

Das Europäische Parlament hat die legislative Entschließung in der Sitzung vom 26. Mai 1993 angenommen. 
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Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über die Annahme eines 
gemeinschaftlichen Aktionsprogramms zur beruflichen Aus- und Fortbildung 
der für indirekte Steuern zuständigen Beamten (Matthäus-Tax) 
[KOM (92) 0550 — C3-0028/93 — SYN 446] 

Dieser Vorschlag wurde mit den folgenden Änderungen gebilligt: 

VORSCHLAG DER KOMMISSION 1 ) ÄNDERUNGEN DES PARLAMENTS 

(Änderung Nr. 1) 
Erwägung 2 

Es muß sichergestellt werden, daß durch die Abschaf-
fung der Binnengrenzen weder Wettbewerbsverzer-
rungen oder Verkehrsverlagerungen noch die Gefahr 
betrügerischer Handlungen oder Steuerhinterziehung 
entstehen. Es ist deshalb erforderlich, alle Ebenen der 
Verwaltungen für indirekte Steuern zu einer inten-
siven und ständigen Zusammenarbeit anzuregen, um 
sie vorzubereiten, im Rahmen des Binnenmarktes zu-
sammenzuarbeiten. 

Es muß sichergestellt werden, daß durch die Abschaf-
fung der Kontrollen an den Binnengrenzen weder 
Wettbewerbsverzerrungen oder Verkehrsverlagerun-
gen noch die Gefahr betrügerischer Handlungen oder 
Steuerhinterziehung entstehen. Es ist deshalb erf or-
derlich, alle Ebenen der Verwaltungen für indirekte 
Steuern zu einer intensiven und ständigen Zusammen-
arbeit anzuregen, damit sie zur Vollendung des Bin-
nenmarktes zusammenarbeiten. 

(Änderung Nr. 2) 
Erwägung 17 

Die Durchführung dieser gemeinsamen Programme ist 
nur möglich, wenn die Mitgliedstaaten auf ihrem 
jeweiligen Gebiet die erforderlichen Einrichtungen 
schaffen. 

Die Durchführung dieser gemeinsamen Programme ist 
nur möglich, wenn die Mitgliedstaaten auf ihrem 
jeweiligen Gebiet die erforderlichen Einrichtungen 
schaffen. In Erwägung zu ziehen ist ferner die Schaf-
fung eines Gemeinsamen Aus- und Fortbildungszen-
trums für die mit den indirekten Steuern befaßten 
Beamten, das bei dem in der Entscheidung des Rates 
vom 20. Juni 1991 erwähnten Aus- und Fortbildungs-
zentrum für die Zollbediensteten der Gemeinschaft 
einzurichten ist. 

(Änderung Nr. 3) 
Erwägung 19 

Es empfiehlt sich, ein Programm mit einer Laufzeit von 
vier Jahren vorzusehen. 

Es empfiehlt sich, ein Programm mit einer Laufzeit von 
vier Jahren vorzusehen. Im Interesse der Vollendung 
des Binnenmarktes sollte die Zahl der Austauschbe-
amten, sofern die Fortbildungs- und Aufnahmekapa-
zitäten dies zulassen, jährlich erhöht werden. 

1 ) ABl. Nr. C 15 vom 21. Januar 1993, S. 4. 
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VORSCHLAG DER KOMMISSION ÄNDERUNGEN DES PARLAMENTS 

(Änderung Nr. 4) 
Erwägung 20 

Um die einheitliche Anwendung dieser Entscheidung 
zu gewährleisten, ist ein Gemeinschaftsverfahren fest-
zulegen, nach dem Durchführungsvorschriften erlas-
sen werden können. Es ist ein Ausschuß einzusetzen, 
um eine enge und wirksame Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission in die-
sem Bereich sicherzustellen. 

Um die einheitliche Anwendung dieser Entscheidung 
zu gewährleisten, ist ein Gemeinschaftsverfahren fest-
zulegen, nach dem Durchführungsvorschriften erlas-
sen werden können. Es ist ein Ausschuß einzusetzen, 
um eine enge und wirksame Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitgliedstaaten, der Kommission und den 
Austauschbeamten in diesem Bereich sicherzustellen. 

(Änderung Nr. 5) 
Artikel 10 Absatz 2 Unterabsatz 1 

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnah-
men. Der Ausschuß gibt eine Stellungnahme zu diesem 
Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende 
unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der betref-
fenden Frage — erforderlichenfalls durch eine Abstim-
mung — festsetzen kann. 

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß über die zu treffenden Maßnahmen einen 
Entwurf, der unter anderem die von den Austausch-
beamten gemachten Erfahrungen und Anregungen 
berücksichtigt. Der Ausschuß gibt eine Stellungnahme 
zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der 
Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dringlichkeit 
der betreffenden Frage — erforderlichenfalls durch eine 
Abstimmung — festsetzen kann. 




